
Nr. 10 / 8. .Jahrgang S. M ä r z  1955 Preis 20 Pfennig

Die FDJ delegiert Deserteure
SED-Sondergesetze und „Asylrecht“  — Ein Propaganda-Trick

Nach der Ratifizierung der Pariser Verträge durch den 
Bundestag konnte man feststellen, daß die Tätigkeit der ille
galen FDJ in der Bundesrepublik schlagartig erlahmte. Der 
FDJ-Zentralrat, dem gleichartige alarmierende Nachrichten zu
gegangen waren, mußte darum am 3. März zu einer außer
ordentlichen Sitzung zusammentreten, um Maßnahmen gegen 
den unerwarteten Rückschlag in der Westarbeit seiner Organi
sation zu beraten. Auf dieser und einer vorangegangenen 
Tagung forderten westdeutsche FDJ-Vertreter, den sich für 
die SED-Ziele einseizenden westdeutschen K P- und FBJ- 
Funktionären unbeschränktes Asyl im. Falle einer Verfolgung 
zu gewähren.

Am 2. März wurde «von der 
Volkskammer der einen Tag zu
vor vom FDJ-Zentralrat vorge
schlagene „Asyl-Beschluß" ver
kündet. Darin wird allen west
deutschen Jugendlichen, die sich 
„aktiv gegen Militarisierung und 
drohende Rekrutierung zur Wehr 
setzen“ , Asyl in der Sowjetzone 
angeboten. Sie sollen dort „un
gehindert ihre berufliche Arbeit 
oder ihr Studium fortsetzen" 
können. Dieser Beschluß bil
dete gleichzeitig die Grundlage 
der Zentralratsdiskussion vom
3. März.

R ückversichert 
Der FDJ - Vorsitzende Hon- 

ecker erklärte dazu, man habe 
eine solche Erklärung abge
geben, um „den jetzt vielfach 
resignierenden Verbandsange
hörigen im Westen eine mora
lische Spritze zu verpassen“. 
Viele FDJler aus der Bundes
republik hätten sich bereits zu 
Beginn der Kampagne gegen 
die Pariser Verträge rückver
sichern wollen und gefragt, was 
aus ihnen im Fall einer Straf
verfolgung wegen verfassungs
feindlicher Untergrundtätigkeit 
werden solle. Dabei sei es be
zeichnend für die Moral dieser 
„Kemtruppa der FDJ", daß 
sich die meisten wohlweislich 
versichert hätten, ob sie im

Falle einer Asylgewährung nicht 
zur K V P  eingezogen würden.

Honecker erläuterte dazu das 
von der Volkskammer nur in 
einer polemischen Erklärung an
gedeutete Asylgesetz, das durch 
eine Reihe von Sonderverfügun
gen seinen eigentlichen Inhalt 
bekäme. Danach ergibt sich fo l
gendes Bild:

1. Asyl erhält, wer nachweis
lich durch aktive FDJ- oder 
KP-Arbeit in der Bundesrepu
blik mit den Gesetzen in Kon
flikt gekommen ist, einer Straf
verfolgung entgegenzusehen hat 
und interne Kenntnisse über 
die Untergrundarbeit der K P  
und der FDJ besitzt.

2. Ist das Asyl durch einen 
Antrag der westdeutschen FDJ- 
oder KP-Leitung bestätigt und 
vom Zentralrat akzeptiert, be
stimmt das Pankower Innen
ministerium, wo der „Flücht
ling“ einzusetzen ist. Für die 
Wahl seines Arbeitsplatzes gibt 
es nur beschränkte Kategorien 
volkseigener Betriebe, in denen 
keine Gefahr für Spionage und 
Sabotage besteht. Der Asyl
suchende begegnet dem stärk
sten Mißtrauen aller kommu
nistischen Sicherheitsorgane, Er 
soll nach Möglichkeit in den 
technischen Zweigen der Land
wirtschaft Unterkommen finden.!

3. Wer diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt, muß damit rech
nen, daß er als vermeintlicher 
„Agent“ wieder abgeschoben 
wird.

4. Sonderbestimmungen be
treffen einen kleinen Kreis „ver
dienter Funktionäre“ , deren Zu
verlässigkeit überprüft worden 
ist. Sie können, auf sowjet
zonalen Hochschulen studieren. 
Dafür wird eine entsprechende 
Anzahl sowjetzonaler Studenten 
für die Kasernierte Volkspolizei 
abgezogen.

Neue Arbeitskräfte
Honecker gab offen zu, daß 

man auf diese Weise Arbeits
kräfte als Ersatz für jene 
Jugendlichen suchen will, die 
jetzt zur K V P  eingezogen wer
den. Er rechnete sogar damit, 
daß aus Westdeutschland tat
sächlich auch Jugendliche kom
men könnten, die nicht zur ille
galen FDJ gehören und nur 
eine Einberufung zu der kom
menden Wehrmacht fürchten. 
Ein Vertreter der Abteilung 
Westdeutschland erklärte, da
gegen, das sei mit Sicherheit 
nicht anzunehmen. Die Infor
mationsberichte aus den west
deutschen Verbänden deuteten 
„auf andere Perspektiven hin“.

Der bezeichnende Beschluß 
dieser Tagung; Westdeutsche 
FDJ-Organisationen sollen zu
nächst einige „Deserteure“ dele
gieren, mit denen die Ostpresse 
die fällige Propaganda-Kam
pagne eröffnen kann. Prompt 
brachte das AD N am 4. und
5. März zwei Meldungen: „25 
westdeutsche Jugendliche bitten 
um Asyl in der DDP-“ , und 
„6 Jugendliche aus dem Kreis 
Ansbach wandten sich mit einem 
Asyl-Gesuch an Ministerpräsi
dent GrotewoM“.

Es sind die ersten,; die. die 
FDJ abgeschofee« bat.
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Aufschlußreich
DT. Es ist eine allzu einfache, 

allerdings oft geübte Methode, 
alles, was von den Machthabern 
in Pankow gesagt und geschrie
ben wird, ungehörfc und unge
lesen von sich zu weisen. Baß 
die Deutschen beiderseits der 
Zonengrenze gegen kommu
nistisches Propagandagift weit
gehend immun sind, ist zwar 
eine erfreuliche Tatsache, aber 
man kommt nicht daran vorbei, 
daß Mitteldeutschland von einer 
kommunistischen Regierung ty 
rannisiert wird und alle Maß
nahmen dieser Regierung, alle 
ihre Erklärungen, Absichten und 
Aufrufe infolgedessen kritisch 
zum Zweck der Widerlegung 
und Abwehr registriert werden 
müssen. Ganz abgesehen davon, 
daß Worte, selbst wenn sie zu 
Lügen mißbraucht werden, auf
schlußreich für sowjetzonals 
Tendenzen sein können.

Das trifft vor allem auch zu 
für die Volkskammerforderung 
Grotewohls vom Mittwoch, auf 
der Grundlage des Frankfurter 
Manifestes eine gesamtdeutsche 
Volksbefragung durchzuführen 
unter dem Motto: Bist du für 
die „friedliche Wiedervereini
gung“ oder für dis „Pariser 
Kriegsverträga“.

übliche Verlogenheit
"Über die Verlogenheit dieser 

Fragestellung braucht allerdings 
kaum etwas erklärend gesagt zu 
werden; jeder normale Deutsche 
ist für die friedliche Wieder
vereinigung, so daß sich diese 
Frage erübrigt, und die Pariser 
Verträge sind Verteidigungs
verträge gegen etwaige kriege
rische Haiidlungen von ö s t 
l i c h e r  Seite.

Trotzdem ist die Volks
kammer-Erklärung nicht mit 
lächelnder Handbewegung ab
getan worden. Auch die SPD 
hat das erfreulicherweise nicht 
getan. Ollenhauer negiert sie 
nicht als eine der üblichen 
dummdreisten Annäherungsver
suche der SED. Wenn er sie 
sehr entschieden zurückweist mit 
der Bemerkung, das Pauls- 
kirchen-Mänifest richte sich 
auch gegen den Kommunismus 
und die SED schlage sich also 
mit ihren Forderungen ins 
eigene Gesicht, so läßt diese 
Zurückweisung den Schluß zu, 
daß die Volkskammer-Erklärung

den Sozialdemokraten und ihren 
Paulskirchenanhängern doch 
überaus unangenehm ist. Und 
das kann man nachfühlen.

Denn wenn sich auch das 
Manifest erwiesenermaßen von 
allem Kommunismus distanziert, 
so können, wie es Bundes
minister Tillmanns ausdrückte, 
„die Sozialdemokraten ihre 
Au^en nicht davor verschließen, 
daß die Kommunisten die Paro
len der SPD im Kampf gegen 
die Pariser Verträge übernom
men haben.“

Entwertet
Jede Parole, die sich ein 

Grotewohl zu eigen macht, wird 
eben automatisch entwertet! Und 
das wird zumindest so lange 
geschehen, wie Grotewohl keine 
sachlichen Vorschläge unter
breitet. Sein Vorschlag, zunächst 
die Verträge zu beseitigen und 
dann Verhandlungen über die 
Wiedervereinigung zu beginnen, 
ist doppelt irreal, weil er als 
Bedingung gestellt wurde.

■Über Vorschläge läßt sich 
reden, aber Bedingungen wie 
diese sind keine Diskussions
grundlage. Wenn Grotewohl sie 
trotzdem aussprach, so muß sieh 
der an dieser Stelle oft ge
äußerte Verdacht erneut ver
stärken, daß Grotewohl in W irk
lichkeit eine demokratische 
Wiedervereinigung sabotieren 
will, soweit ihm Moskau dies 
gestattet.

Nicht nur über Pankow, son
dern gerade über Moskau ist im 
Zusammenhang mit der Volks
kammersitzung noch ein Wort 
zu sagen. Aus Moskau kommend 
sprach sich Mikojan auf der 
Leipziger Messe für gesteigerte 
Wirtschaftsbeziehungen mit 
Westdeutschland aus. Also keine 
der gewöhnlichen Hetzreden im 
sonst üblichen Tonfall derer von 
Pankow. Das mag Mikojan mit 
Rücksicht auf die in Leipzig 
weilenden Westdeutschen getan 
haben. Aber gerade w e i l  dem

offensichtlich so ist, verdient 
die Mikojan-Rede Beachtung. 
Sie verdeutlicht, wie sehr dem 
Kreml daran gelegen ist, die 
Verbindungen zu Westdeutsch
land zu erhalten und weiter 
auszubauen. Das ist eine Richt
linie Moskaus. Pankow mußte 
sie sofort befolgen, und so kam 
es in der Volkskammersitzung 
zu der aufschlußreichen Äuße
rung, es sei eine infame Ver
leumdung Conants, daß nach der 
Ratifizierung die Zonengrenze 
gesperrt würde.
Ausbau statt Abbruch'

Wie allerdings ein verstärkter ■ 
Wirtschaftsverkehr mit der 
Bundesrepublik harmonisch ab
laufen kann, wenn gleichzeitig 
ein p o l i t i s c h e r  Verkehr 
von Ost nach West durch stän
diges Schüren außerparlamen
tarischer Aktionen gegen die 
Verträge verstärkt wird, ist vor
läufig noch schleierhaft.

Man dürfte deshalb kaum fehl
gehen mit der Überlegung, daß 
auch nach der Entscheidung des 
Bundestages für die Verträge 
Moskau primär an einem Aus
bau statt an einem Abbruch der 
Beziehungen mit dem Westen 
gelegen ist.

Ein solcher Ausbau setzt aller
dings eine ungetrübte Atmo
sphäre auch politisch voraus. Sie 
wäre sofort vergiftet, wenn sich 
Pankow an den Zonen- und 
Sektorengrenzen unfreundliche 
Maßnahmen erlauben würde. 
Einige Pessimisten mögen das 
als Erleichterung vernehmen. Es 
kommt für den Westen u n d  
für den Osten darauf an, eine 
solche günstige Atmosphäre an
zustreben. Denn nur in ihr 
lassen sich Verhandlungen füh
ren, Ergebnisse erzielen, Er
folge erreichen. Die Bildung 
einer solchen Atmosphäre för
dert allerdings nicht das Gehabe 
jener Politiker aus Pankow, die 
ständig von ihrer Existenzangst 
geschüttelt werden.

Mit Entschiedenheit abgefeimt
Bonn <Eigcnbericlit/AP/DPÄ). 

Der Vorschlag des Sowjetzonen- 
Ministerpäsidenten Grote wohl, 
eine gesamtdeutsche Volksbe
fragung auf der Grundlage des 
Paulsliircken-Manifestes vorzu
nehmen, ist in Bonn durchweg 
mit großer Entschiedenheit ab
gefeimt worden. Die Frage
stellung, die Grotewohl ver

schlägt, sei verlogen und ent
halte eine falsche Alternative. 
Bundesminister Dr. Tillmanns, 
der in einer Rundfunkansprache 
Grotewohls Angebot zurückwies, 
erklärte, man könne dem deut
schen Volk nur die eine Frage 
stellen, nämlich, ob es die W ie
dervereinigung in Freiheit oder 
die volksdemokratische Diktatur 
wolle.



Gleichberechtigt im Flugverkehr
Deutsche Lufthansa startet am I .  A p r il 

Bonn (Elgenbcricht/AP/DPA). Ein bedeutsamer Schritt aut 
dem Wege zur Gleichberechtigung Deutschlands 1st jetzt er
fo lg t: Am 1. April nimmt die Deutsche Lufthansa den kom
merziellen Flugbetrieb in der Bundesrepublik auf. Vom 15. Mai 
an darf der Duftverkehr zwischen dem Bundesgebiet und an
deren europäischen Ländern eröffnet werden. Damit schaltet 
sich Deutschland seit Kriegsausbruch 1939 wieder aktiv in den 
internationalen Luftverkehr mit ein. Der überseeische Lu ft
verkehr wird vom 1. Juni an beginnen.

Fünf Jahre VO S
Berlin (Eigenmeldung). „Gebt 

die politischen Gefangenen frei." 
Unter dieser Forderung stand 
eine Feierstunde, die die Ver
einigung der Opfer des Stali
nismus (VOS) in Berlin aus An
laß ihres fünfjährigen Bestehens 
in Anwesenheit von Vertretern 
des Senats beging. Zum Geden
ken an die in Sowjetzonen- 
Zuchthäusern und Konzentrati
onslagern verstorbenen Frei
heitskämpfer legten die M itglie
der der Vereinigung am Ge
denkstein auf dem Steinplatz 
Kränze nieder.

In  einem Bericht wiesen die 
Vorstandsmitglieder der VOS 
darauf hin, daß ständig etwa 
20 000 Menschen in den Sowjet- 
zonen-Zuchthäusern schmachten.

Berlin (AP/DPA). Die Ratifi
zierung der Pariser Verträge 
durch den Bundestag hat in 
der westlichen W elt ein lebhaf
tes Echo gefunden. In Washing
ton wurde erklärt, die Ratifi
zierung liege nicht nur im In 
teresse Amerikas, sondern aller 
freien Völker. In  London wurde 
betont, daß die britisch© Re
gierung von jeher dem baldigen 
Inkrafttreten der Pariser Ver
träge größte Bedeutung beige
messen habe und daß sie jeden 
Schritt zu diesem Ziel begrüße.

Die Entschließung des Bun
destages über die Grundsätze 
der Wiedervereinigung stimme 
mit der Haltung der West
mächte auf der Berliner Konfe
renz überein. Zur Frage der 
Verhandlungen mit Moskau 
wurde erklärt. Großbritannien 
wünsche die Eröffnung derarti
ger Verhandlungen nach Ab
schluß der Ratifizierung.

Neutralisierung — 
Sowfetisienmg

London (DPA). Bundeskanzler 
Dr. Adenauer erklärte in einem 
von der konservativen britischen 
Zeitung „Yorkshire Post" ver
öffentlichten Interview, die 
größte Gefahr für Europa wäre 
eine Neutralisierung Deutsch
lands, die letztlich eine „Sowje.- 
tisierung“ bedeuten würde. Die 
Wiedervereinigung Deutschlands 
könne nur im Rahmen einer 
Gesamtregelung erzielt werden.

Der Bundeskanzler wiederholte

Der Auslands - Flugverkehr 
setzt für die Bundesrepublik die 
Genehmigung der betreffenden 
Länder voraus. Einige Länder, 
darunter Belgien, die Nieder
lande, Luxemburg und die 
Schweiz haben sich bereits zu-

seine bereits vor einigen Tagen 
erhobene Forderung nach einer 
internationalen Konferenz, auf 
der eine Vereinbarung über die 
Wasserstoff- und Atombomben 
getroffen werden solle. Nach 
Ansicht des Bundeskanzlers 
könnte eine Vereinbarung über 
die Wasserstoffbombe ein© um
fassende internationale Rege
lung in Europa fördern.

London (Eigenmeldung/AP). 
Ein Sprecher des britischen 
Außenministeriums erklärt© am 
Dienstag, die letzte sowjetische 
Note an Großbritannien sei be
reits Punkt für Punkt einen 
Monat vor ihrer Absendung be
antwortet vrorden.

Großbritannien habe schon am 
26. ' Januar auf eine entspre
chende Note Moskaus mitgeteilt, 
daß die britische Regierung die 
Pariser Verträge ratifizieren 
werde, weil sie rein defensiv 
seien und keineswegs im W ider
spruch zu dem britisch-sowje
tischen Pakt von 1942 ständen. 
Der Sprecher ließ keinen Zwei
fel daran, daß Großbritannien 
den Ratifizierungsprozeß ab
schließen w ird ; da das Parla
ment bereits seine Zustimmung 
erteilt hat, ist nunmehr die 
Unterschrift der Königin not
wendig.

In der Note hatte die Sowjet
union erneut angekündigt, daß 
der britisch - sowjetische Pakt 
bei einer Ratifizierung des Pa-

stimmend geäußert. Britische 
Kreise in Bonn erklärten, daß 
auch Großbritannien in dieser 
Hinsicht keine Schwierigkeiten 
bereiten werde.

Die Deutsche Lufthansa ver
fügt zur Zeit über vier Maschi
nen vom Typ „Convair“ mit je 
60 Sitzplätzen, eine „DG 3“ mit 
27 Sitzplätzen sowie drei „Saa- 
fir", die als Schulungsmaschinen 
vorgesehen sind.

Wieder KP-ProzeB
Karlsruhe (AP). Nach zwei

wöchiger Unterbrechung ist das 
Verfahren gegen die KPD  vor 
dem Bundesverfassungsgericht 
wiederaufgenommen worden. 
Bei der Beweisaufnahme wurde 
über die Ideologie der Partei 
verhandelt.

riser Abkommens annulliert 
werden würde und die britische 
Regierung dafür die volle Ver
antwortung tragen müßte. Die 
Note enthält ferner scharfe An
griffe gegen die Deutschland
politik der Westmächte.

Tumult im Senat
Rom (DPA). Im italienischen 

Senat kam es bei der Debatte 
über die Pariser Verträge zu 
einem Zwischenfall, der beinahe 
in eine Saalschlacht ausgeartet 
wäre. Der christlich-demokra
tische Senator Messe nannte den 
kommunistischen Senator Sereni 
wegen seines Diskussionsbeitra
ges zur Frage der Westeuro
päischen Union einen vater
landslosen Gesellen und Deser
teur, der nicht befugt sei, über 
den Wert italienischer Soldaten 
zu urteilen. Die kommunisti
schen Senatoren wollten sich 
daraufhin auf Messe stürzen. 
Parlamentsdiener verhinderten 
jedoch in letzter, Minute ein all
gemeines Handgemenge.

Befriedigung fiber Ratifizierung
Lebhaftes Ecbo im  W esten

Neue Sowjeinote — schon beantwortet



Moskaus Kurswechsel
D ie  n e u e  W ir t s c h a f t s p o l i t ik  k ü n d e t e  s ic h  a n

Die sowjetische Wirtschaftspolitik ist mit dem Sturz Malen- 
kows in eine neue Richtung gelenkt worden. M it der Rück
verlagerung des Gewichts auf die Schwerindustrie wird der 
„Neue Kurs“ , der nach Stalins Tod unter der offensichtlichen 
Initiative von Malenkow begonnen worden war, abgelöst.
Die Änderung der Wirtschafts- werden wir wohl sämtliche 

Politik der Sowjetunion und des 
Sowjetblocks hatte bereits ihre 
Schatten vorausgeworfen. Am 
24. Januar hatte die „Prawda“ 
bereits in einem zwölfspaltigen 
parteioffiziellen Artikel den Vor
rang der Schwerindustrie pro
klamiert. Am folgenden Tage 
wurde der Rücktritt Mikojans 
als Handelsminister bekannt
gegeben. Mikojaa gehörte zu 
den hervorstechendsten ‘ Reprä
sentanten des „Neuen Kurses“.
Er ist in diesen Tagen zur Er
öffnung der ¿Leipziger Messe in 
der Ostzone eingetroffen. Diese 
Tatsache und die Form der Ab
lösung Malenkows können u. a. 
auch als ein Anzeichen dafür 
gewertet werden, daß es sich 
bei den Vorgängen im Kreml 
— so sehr auch Machtkämpfe in 
die Vorgänge hineinspielen 
mögen — um eine offenbar 
echte politische Entscheidung 
gehandelt hat.
O k t o b e r  1 9 5 8  . . .

Am 17. Oktober 1953 hielt 
Mikojan, der in seiner langen 
Laufbahn wiederholt die außen
handelspolitischen Belange der 
UdSSR vertreten hat, seine viel
beachtete Rede, die mit aller 
Schärfe die Forderung enthielt, 
das Schwergewicht '  auf die 
Leichtindustrie und Konsum
güterproduktion zu legen. Miko
jan wies damals darauf hin, daß 
in den letzten dreißig Jahren 
die Industrieproduktion der 
UdSSR um das 29fache gestie
gen sei. Davon entfielen jedoch 
70 v. H. auf die Entwicklung 
der Schwerindustrie.

Der Fünfjahrplan wurde jetzt 
zugunsten der Konsumgüter
produktion verändert, wobei 
das Warenangebot von Fleisch,
Fisch, Butter, Zucker, die Pro
duktion von Stoffen, Möbeln,
Nähmaschinen, R-undfunkgerä- 
ten und Uhren bedeutend, teil
weise sogar um das Doppelte 
des im Fünfjahrplan vorge
sehenen Volumens erhöht wer
den sollte.
E i n  E in g e s t ä n d n i s

„Mit dem Tempo, mit dem 
y?ir das Versäumte nachholen,

Skeptiker in Erstaunen setzen“, 
erklärte Mikojan damals. Be
sonders bemerkenswert war in 
jener Rede der unter Stalin 
undenkbare Hinweis, daß die 
Sowjetunion vom Westen lernen 
könne. Mikojan sagte: „Man
kann nicht umhin, die Genossen 
zu verurteilen, die unter dem 
Vorwand, einen Kampf gegen 
die Kriecherei vor dem Fremd
ländischen zu führen, die aus
ländische Erfahrung ignorieren 
und auf gehört haben, sich dafür 
zu interessieren, sie zu studie
ren und das auszuwerten, was 
für uns von Nutzen ist.“

Noch Mitte März 1954 und 
Anfang April 1954 setzte sich 
Mikojan auf dem Parteitag der 
SED dafür ein, „den Kurs auf 
die verstärkte Entwicklung der 
Produktion von Massenbedarfs
gütern“ fortzusetzen. Zehn Mo
nate später trat er zurück, der 
„Neue Kurs“ wurde revidiert.

Gleichzeitig brachte die „Pra
wda“ einen großen Artikel 
gegen sowjetische Wirtschafts
wissenschaftler, die die Politik 
des „Neuen Kurses“ theoretisch 
fundiert hatten. Die Wirtschafts
wissenschaftler wurden mit den 
„rechten Restauratoren“ ver
glichen, „die sich die Wieder
herstellung des Kapitalismus 
zum Ziel gesetzt“ hätten. Die 
neue Parole war: die Vergröße
rung der Produktion von Be
darfsgütern könne „nur auf der 
Basis der weiteren starken Ent
wicklung der Schwerindustrie 
erfolgen“.

Der Umschwung wurde lange 
Zeit vorbereitet. Bereits Ende 
September 1954 hatte Chrus- 
tschow in einem Gespräch mit 
Prof. Bernal erklärt, in der 
Entwicklung der sowjetischen 
Wirtschaft werde der Schwer
industrie auch weiterhin die 
Hauptaufmerksamkeit gewid
met. Das Gespräch wurde erst 
drei Monate später, nämlich am
24. Dezember 1954, in der So
wjetpresse veröffentlicht — ein 
mögliches Zeichen dafür, daß 
diese Probleme in der Führung 
der Partei für lange Zeit um
stritten waren. W ie weit der 
Prozeß heute abgewickelt ist, 
läßt sich schwer beurteilen.

Churchill warnt die Sowjets
G r o ß e  Ü b e r le g e n h e i t  d e s  W e s t e n s  i n  A to m w a f fe n

London (AR/DPA). Der briti
sche Premierminister Churchill 
versicherte im Unterhaus, die 
Überlegenheit der USA in Atom
waffen sei so überwältigend, 
daß innerhalb der nächsten drei 
bis vier Jahre keine Aggression 
der Sowjets zu befürchten sei. 
Die USA seien nach wie vor das 
einzige Land, das innerhalb we
niger Stunden einen groß an
gelegten Angriff mit Wasser
stoffbomben unternehmen könne. 
Wenn aber die Sowjetunion 
eines Tages ebenfalls über gro
ße Vorräte an Wasserstoffbom- - 
ben verfüge, dann werde das 
Risiko eines Krieges möglicher
weise geringer werden, „denn 
beide Seiten werden dann ein- 
sehen, daß ein globaler Krieg 
zur gegenseitigen Vernichtung 
führt“ .

Der Premierminister, der zur 
Eröffnung der Unterhausdebatte 
über das britische Verteidi
gungsprogramm sprach, nannte 

.die Verteidigungspolitik des 
Westens eine „Verteidigung 
durch Abschreckung“.

Die W elt müsse, fuhr Chur
chill fort, zu einer allgemeinen 
Abrüstung kommen, die keiner 
Nation zu irgendeinem Zeit
punkt Vorteile verschaffe. Aus 
diesem Grunde habe Großbri
tannien eine gleichzeitige stu
fenweise Abrüstung sowohl bei 
den Atomwaffen als auch bei 
den herkömmlichen Waffen, bei 
denen die Sowjetunion über
legen sei, vorgeschlagen. Bis 
zu einer allgemeinen Abrüstung 
müsse sich der Westen jedoch 
die Streitkräfte der Sowjetunion 
und ihrer Satelliten „vom Halse 
halten“.

700000 flohen vor äsn Roten
Paris (Eigenmeldung). Der 

700 000. Vietnamese, der seit 
dem Waffenstillstand in Indo- 
cliina aus dem von den Kom
munisten besetzten nördlichen 
Teil des Landes nach Süd
vietnam geflohen ist, traf in 
Saigon ein. Es ist damit zu 
rechnen, daß noch weitere 
150 000 bis 200 000 Flüchtlinge 
aus dem Norden kommen.



Traurige Chronik der Sperlingsgasse
Dürftige Bilanz eines Bummels durch Ali-Berlin

Die sowjetamtliche »Tägliche Rundschau“  brachte kürzlich 
einen Aufsatz unter der vielversprechenden Überschrift „Fünf 
Jahrhunderte werden restauriert“ . W ir haben daraufhin einen 
„Bummel durch das neu erstehende Alt-Berlin“ gemacht. Nach
stehend verzeichnen wir die gewonnenen Eindrücke.
Schon die Einleitung der 

„Täglichen Rundschau“ , die be
sagt, bei einem Spaziergang zu 
den traditionsreichen Stätten 
der deutschen Hauptstadt werde 
bestimmt nicht das Zeughaus, 
das Opernhaus und die Hed
wigskathedrale vergessen, be
darf einer wichtigen Ergänzung.

D a s  S c h lo ß  fe h lt

In  dieser Aufzählung fehlt an 
erster Stelle das ehemalige 
S c h l o ß .  Vor vier Jahren 
wurde das von genialen Mei
stern im Laufe von Jahrhun
derten zum bedeutendsten Bau
werk Berlins geformte Schloß, 
das zwar im letzten Krieg stark 
zerstört wurde, aber nach sach
verständigem Urteil wiederher
stellbar war, durch Sprengung 
dem Erdboden gleichgemacht.

Aber halten w ir uns an den 
von der „Täglichen Rundschau“ 
gegebenen Wegweiser. Am 
Z e u g h a u s  wird, um es zu 
einem teilweise bereits in Be
nutzung genommenen „Museum 
für deutsche Geschichte“ auszu
gestalten, seit Jahren wieder
aufgebaut. Die H e d w i g s 
k i r c h e  hat wieder ihre Kup
pel, aber die Umfassungsmauern 
und die Säulen am Portal sind 
noch im demolierten Zustand. 
Das von Gerüsten befreite
O p e r n h a u s  bietet jetzt im 
Äußeren das erfreuliche Bild 
eines wiedererstandenen reprä
sentativen Bauwerks, dessen
rosa Farbton allerdings um
stritten sein dürfte.

Während bei diesen drei Bau
werken mit Recht von Wieder
aufbau gesprochen werden kann, 
ist dieser Ausdruck bei anderen 
Objekten kaum am Platze.

Das aus friderizianischer Zeit 
stammende, zur Zeit mit Ge
rüsten eingehüllte Haus 
K u p f e r g r a b e n  7, das im 
vorigen Jahrhundert dem von 
Gustav Magnus, Helmholtz u. a. 
gegründeten Physikalischen In
stitut als Sitz diente und meh
rere Jahre von Max Reinhardt 
bewohnt wurde, bedarf z. B. nur 
des seit langem fälligen neuen

Verputzes; es war kaum be
schädigt.

Erheblicher waren die Kriegs
wunden am M a r s t a l l ,  des
sen Außenfront im wesentlichen 
wiederhergestellt ist. Das E r -  
m e l e r - H a u s ,  in dem die 
Ratsbibliothek untergebracht 
ist, kam im Kriege glimpflich 
davon.
D ie  K i r c h e n

Einen traurigen Anblick'aber 
bieten hier in nächster Nähe vor 
allem die ohne Bedachung noch 
fortschreitendem Verfall preis
gegebenen wuchtigen Mauern 
der uralten N i k o l a i 
k i r c h e .

Ebenso „unberührt“ steht noch 
immer die Ruine der P e t r i 
k i r c h e .  Dagegen weist die 
Parochialkirche schon seit etwa 
drei Jahren wieder ein Dach 
auf, ohne daß aber die Arbeiten 
im Innern und am Maßwerk der 
Fenster voranzukommen schei
nen.

Auch beim D o m  im Lust
garten reichten die von der 
Kirche und vom Magistrat auf
gebrachten Mittel bisher nur zu 
Notmaßnahmen, um weiterem 
Verfall vorzubeugen.

Auf eine Restaurierung aller 
dieser kirchlichen Stätten geht 
die „Tägliche Rundschau“ im 
oben erwähnten Aufsatz mit der 
„vielversprechenden“ Überschrift 
bezeichnenderweise nicht ein.

„ P la n u n g e n “
Deprimierend ist ein Besuch 

der S p e r l i n g s g a s s e ,  die 
Wilhelm Baabe mit seiner Chro
nik unsterblich machte. „XJm 
diese Unsterblichkeit auch ma
teriell zu garantieren, hat der 
Magistrat mit der Benovierung 
der Baabe-Diele den Anfang ge
macht ", schreibt die „Tägliche 
Bundschau". Dabei handelt es 
sich um das Nachbarhaus des 
eigentlichen Baabe-Hauses, in 
dem der Dichter wohnte. Letz
teres, das früher eins im Mär
kischen Museum aufbewahrto 
Gedenktafel trug, hat man nach 
1945 verfallen lassen. H ier klafft 
heute eine planierte Lücke. Ge
räumt sind in der Sperlings

gasse auch die vom Krieg ver
schonten Häuser, die zusehends 
in Verfall geraten.

Wenig erfreulich ist der An
blick des wohl ältesten Berliner 
Bürgerhauses am H o h e n  
S t e i  n w  e g 15. Auch dieses 
Haus ist jetzt geräumt und 
nimmt immer mehr die üblichen 
Spuren des Verfalls an. Daran 
vermögen die Versicherungen, 
daß ein Wiederaufbau im Bah- 
men der Neuplanungen rings um 
das an der roten Backstein
fassade nunmehr weitgehend 
renovierte alte Bathaus geplant 
sei, nichts zu ändern.

Der nüchterne Berliner ist 
gegenüber solchen „Planungen“ 
nicht ohne Grund skeptisch. Er 
denkt u. a. an den einst von E. 
T. A. Hoffmann und Devrient 
frequentierten Historischen 
Weinkeller von L u t t e r  u n d  
W  e g  n e r am Gendarmen
markt, von dem Ostseitungen 
schon 1951 zu berichten wußten, 
daß die Vorarbeiten zum Wieder
aufbau begönnen. Aber bis 
heute hat sich hier keine Hand 
gerührt.

Es wäre müßig, hier alle Pro
jekte zu verzeichnen, die von 
ostsektoraler Seite publiziert 
werden. W ie großspurig sie ver
kündet and in welchem Minia- 
turrahmen sie bestenfalls reali
siert werden, zeigt ein Beispiel 
aus den letzten Tagen.

Da hieß es wörtlich: „Die alt
bekannte K r a n z i e r  e c k e  
Friedrichstraße-Unter den Lin
den soll Wiedererstehen . . 
worauf dann nach einigen Tagen 
als „weitere interessante Einzel
heit“ mitgeteilt wurde, „das von 
den Berlinern so lange ver
mißte Café Kranzier“ werde 
vorerst noch „als ein mit re
präsentativen Ausstellungshallen 
gekoppeltes Provisorium“ ent
stehen, einstöckig, mit einem 
Fassungsvermögen von 120 Plät
zen. Den mit der prominentesten 
Ecke der einstigen Berliner 
Prachtstraße verknüpften Vor
stellungen dürfte so etwas ja 
bestimmt nicht entsprechen.

W ir haben uns bei unserem 
Bericht an das gehalten, was 
w ir mit eigenen Augen gesehen 
haben. Zu unserem und aller 
Berliner Leidwesen aber müs
sen w ir gestehen: Die Bilanz 
ist dürftig.



SED-Schwarzhandelsring geplatzt
„ F r e u n d s c h a £ is i4'G e § c h ä £ l m it  E x p o r t m u s t e r n  

W eil ein paar Angestellte des Pankower Gesundheitsmini
steriums übermütig wurden, ist gleich zu Beginn der Leipziger 
Messe ein Schwarzhandelsring aus SED-Kreisen geplatzt. Dabei 
stellte sich heraus, daß in verschiedenen Ost-Ministerien und 
Parteidienststellen vom hohen Funktionär bis zur Betriebs
gewerkschaftsleitung Exportwaren in größerem Umfang ver
schoben wurden. W er das Glück hatte, einen „Eingeweihten“ 
gut zu kennen, der konnte zu normalen Preisen fast alles 
kaufen, was die Sowjetzone dem Verbraucher entziehen und in 
die Ostblockstaaten exportieren muß.
Seit langem war es üblich, 

daß auf Dienstreise in die 
Volksdemokratien geschickte 
SED- und Regierungsfunktio
näre einen bestimmten Betrag 
von Verrechnungsrubeln mit
nehmen konnten. Dieses Geld 
war für ihren Verbrauch wäh
rend dieser Reisen bestimmt. 
Wer öfter nach Prag oder W ar
schau fuhr, ließ dieses Geld 
dort aber bei guten Freunden, 
eben tschechischen oder polni
schen Funktionären, stehen, 
und beauftragte diese Freunde, 
ihrerseits bei Besuchen in der 
Sowjetzone mit diesen Ver
rechnungsrubeln einzukaufen.

So kam es. daß z. B. auf der 
Leipziger Messe von jenen 
„Freunden“ gegen Auslandspaß 
und Verrechnungsrubel Export- 
„Muster“ gekauft wurden, die 
dann an die ursprünglichen Be
sitzer des Geldes zurückwan- 
derten. Diese revanchierten sich 
dadurch, daß sie genau den 
gleichen Verfahrensweg im um
gekehrten Fall anwendeten. Auf

Berlin (Eigenmeldung). In den 
letzten vier Jahren sind unge
fähr zehntausend Deutsche aus 
den von Polen besetzten deut
schen Ostgebieten nach Deutsch
land zurückgeführt worden. Es 
handelt sich zum überwiegenden 
Teil um Familienmitglieder, die 
nach dem Krieg getrennt wur
den. Beim Deutschen Roten 
Kreuz in Hamburg sind 175 000 
Deutsche aus den Ostgebieten 
als rückkehrwillig registriert.

Man rechnet mit einer Zahl 
von 200 000, die noch in Pom
mern, Schlesien und Ostpreußen 
leben. Gegenüber diesen Zahlen 
erscheint die Rückkehr von 
10 000 in vier Jahren minimal. 
In  der letzten Zeit sind pro Mo
nat nur zwei Transporte mit 
einigen tausend Rückkehrern 
nach Deutschland gekommen.

die von Polen und der CSR aus
gegebenen Verrechnungsrubel 
wurde in Prag und Warschau 
eingekauft.

Eine weitere Bereicherung 
dieser Taktik war der Einkauf 
für die diplomatischen Missio
nen der SED. Die SED-Diplo- 
maten versorgten sich in den

Berlin (D PA ).' über eine be
unruhigende Zunahme von Ein
brüchen, Sachbeschädigungen 
und Brandstiftungen in Gottes
häusern in Sachsen berichtet 
die im Aufträge de3 Evange
lisch-Lutherischen Landeskir
chenamtes herausgegebene W o
chenschrift „Der. Sonntag“ . Bei 
einem Einbruch in die Trini
tatiskirche von Leipzig-Anger- 
Crottendorf seien die Kollekten
büchse geplündert und Altar
kerzen gestohlen worden. In 
Mittweida hätten unbekannte 
Täter das Altarkreuz zerbrochen

In jüngster Zeit hat es außer
dem neue Schwierigkeiten ge
geben, da dem polnischen Ro
ten Kreuz von der Warschauer 
Regierung untersagt wurde, so
genannte „Autochthone“ nach 
Deutschland zurückkehren zu 
ikssen. Als „autochthon“ werden 
alle Deutschen bezeichnet, die 
in Oberschlesien und Ostpreußen 
leben, weil diese Gebiete von 
Polen als „ursprünglich polni
sche Lande" beansprucht werden.

In Schlesien arbeiten die 
Deutschen zum überwiegenden 
Teil zwangsweise auf großen 
Gütern, und auch in Pommern 
hat man sie aus den Städten 
herausgenommen und auf dem 
Land zusammengefaßt. Nur in 
den Städten Stettin, Belgard 
und Swinemünde leben noch 
viele Deutsche.

Volksdemokratien mit sowjet- 
zonalen Exportwaren, die sie 
dann mit zurückbrachten und 
teilweise wieder verkauften. Auf 
diesem Wege kostete dann ein 
Rindslederkoffer 85 DM, sowje
tischer Kognak pro Liter 9 DM, 
Kaffee pro Kilogramm 26 DM 
usw.

Die Sache flog auf, als zwei 
Referenten des Ministeriums für 
Gesundheitswesen unter Ver
zicht auf die sonst vorgescho
benen ausländischen Freunde 
gleich direkt mit Verrechnungs
rubeln einkaufen wollten. Das 
Geld war über die mit den 
tschechischen Gesundheitsbehör
den verkehrenden Angestellten 
dieses Ministeriums „eingespart“ 
worden. Ein mißtrauischer 
Messe-Verkäufer zeigte den Fall 
dann an.

und den alabasternen K ruzifixus 
mitgenommen.

Ähnliche Einbrüche wurden 
aus Königshain und Zwenkau 
gemeldet. Dort seien der Tauf
stein mit Fußbodenöl übergos
sen und weitere Schändungen 
an sakralen Geräten vorgenom
men worden. Der Volkspolizei 
in Pötschau bei Borna sei es 
nicht gelungen, Einbrecher zu 
ergreifen, die fünfmal hinterein
ander nachts in die Kirche ein
gedrungen waren und dort den 
Taufstein verschleppten, die Or
gelpfeifen aushängten und den 
Perpendikel der Turmuhr ent
wendeten.

Als besonders alarmierend 
wurden Vorfälle in den Kirchen
kreisen Zittau und Meißen be
zeichnet, wo ein Gemeindesaal 
und ein Kirchturm Brandstif
tern zum Opfer fielen.

Frau Prof. Fassbinder 
und die Jugendweihe

Berlin (KNA/Eigenmeldung). 
Von katholischer Seite in Berlin 
wird erklärt, daß sich Frau 
Prof. Klara Maria Fassbinder 
(Bonn) mit einer Äußerung in 
der kommunistischen „Berliner 
Zeitung“ zu den Jugendweihen 
in der Sowjetzone in scharfem 
Gegensatz zu der Haltung amt
licher katholischer Stellen be
findet.

Frau Fassbinder nimmt mit 
ihrer abweichenden Meinung 
nicht zum erstenmal eine Außen
seiterstellung ein.

175060 wollen zurück
A u s  d e n  d e u t s c h e n  O s t g e b ie t e n  —  N e u e  S c h w ie r i g k e i t e n

Kirchen geschändet und geplündert
I n  m e h r e r e n  O r t e n  S a c h s e n s  —  T ä t e r  e n t k a m e n  ste ts
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Prunkhaus für roien Parieichef
Paris (AP ). Eine luxuriöse 

Villa hat die Kommunistische 
Partei Frankreichs „ für den 
Parteichef Thorez in Cannes ge
kauft. Der Kauf des prunkvollen 
Hauses, in dem allein vier 
Empfangszimmer, sieben Schlaf
zimmer und drei Badezimmer 
sind und das etwa 340 000 DM 
gekostet hat, löste bei zahl
reichen Mitgliedern der K P  
einen Sturm der Kritik aus.

Stalins Tod nicht erwähnt
Moskau (DPA). Der zweite 

Todestag Stalins wurde in der 
sowjetischen Presse nicht er
wähnt. Im vergangenen Jahr 
brachten die Moskauer Blätter 
ein Bild Stalins auf der ersinn 
Seite.

V on  46 auf 5
Neu Delhi (DPA). Die Kom

munisten haben bei den Parla- 
mentswahlen in dem süd
indischen Staat Andhra eine

überraschende Niederlage er
litten. Im alten Parlament 
hatten die Kommunisten 
46 Sitze, im neuen erhalten sie 
nur fünf Sitze.

Moskau: Dritte 
Regierungsumbildung
London (AP). Der neue sowje

tische Ministerpräsident Bulga- 
nin hat den Minister für die 
Kohlenindustrie und den Mini
ster für die Staatsgüter „wegen 
ungenügender Arbeit" entlassen 
und den Landwirschaftsminister 
mit der Ernennung zum Minister 
für die Staatsgüter praktisch de
gradiert. Die sowjetische Regie
rung ist damit nach der Ab
lösung Malenkows durch Bul- 
ganin am S. Februar und der 
Bildung eines Inneren Füh
rungsgremiums innerhalb der 
Regierung am letzten Montag 
zum dritten Male innerhalb 
eines Monats umgebiidet wor
den.

Ungarinnen müssen P-Linls tragen
W o immer der Platz der Frau in den 

europäischen Satellitenländern sein mag, 
im Haus ist er jedenfalls nicht.

Das erkennt man beispielsweise in Buda
pest auf den ersten Blick. Die Mehrzahl 
der rund 300 Taxis in der Stadt, fast die 
Hälfte aller Lastkraftwagen und Regie- 
rungs-Pkws (Privatautos sind in Budapest 
äußerst selten zu sehen) sind mit weib
lichen Fahrern „bemannt“.

Darüber hinaus sind fast die Hälfte aller 
uniformierten Polizisten Frauen. Der Ver
kehr auf den Straßen wird fast ausschließ
lich von Polizistinnen geregelt. Sie sind 
in blaue Mäntel mit grauen Pelzkragen 
gekleidet.

Im übrigen herrscht Karl Marx als 
Modediktator. Seine Vorschriften werden 
sklavisch.befolgt: man trägt die F-Linie — 
wobei P  für Partei steht. Sie zeichnet sich 
durch Straßenschuhe mit niedrigen Ab
sätzen, Baumwollstrümpfe (Nylons können 
sich nur die Frauen hoher Funktionäre 
leisten), zeitlose Röcke und losesitzende 
Pullover aus. Auch abends trägt man 
schlichte Tageskleider, am Halse hoch
geschlossen mit langen Ärmeln. Selbst in 
Nachtklubs sieht man kein langes Abend
kleid, Dekolletes sind weitgehend verpönt.

Die Hüte sind aus hartem Filz und keine 
Feder, kein Band oder sonstiger Schmuck 
beschönigt ihre reine Zweckdienlichkeit. 
Kopftuch und Mütze sind vorherrschend. 
Ohrringe, Armbänder, Halsketten sieht 
man nicht. Lippenstift und Puder treten 
erst nach Einbruch der Dunkelheit in Er
scheinung.

Trotz des „Funktionalismus“ , 
der für den einheimischen Kon
sum dekretiert ist und strikt 
befolgt wird, können sich die 
sonstigen Schöpfungen der 
ungarischen Bekleidungsindu
strie durchaus sehen lassen. 
Diese Modelle sind geschmack
voll und originell, aber aus
schließlich für den Export vor
gesehen. Die einst für ihren 
Chic bekannte Ungarin hat sich 
so zu kleiden, wie es die Partei 
befiehlt.

Wahlergebnis w ie  gehabt
Moskau (DPA). In  nicht we

niger als fünf der elf Sowjet
republiken, die jetzt ihre Ober
sten Sowjets wählten, betrug 
die Wahlbeteiligung nach einer 
Meldung der amtlichen sowje
tischen Nachrichtenagentur TASS 
99,S9 Prozent.

In den sechs restlichen Repu
bliken stimmten nach den An
gaben von TASS über 99 Pro
zent der Wähler für die Ein
heitsliste.



Brücke der Kultur
E n t s c h l i e ß u n g  d e r  w e s t d e u t s c h e n  K u l t u s m i n i s t e r

Die ständige Konferenz der westdeutschen Kultusminister, 
die diesmal in Berlin tagte, hat in einer Entschließung den 
Willen bekundet, alle Möglichkeiten kultureller Verbindung mit 
der sowjetischen Besatzungszone fruchtbar zu machen. Es heißt 
dazu aber ausdrücklich, die Kultusminister seien nicht bereit, 
mit solchen Stellen in Beziehung zu treten, die die Kultur in 
den Dienst ihrer politischen Absichten zwingen»

Dazu ist folgendes zu sagen: 
Es ist an sieh zu begrüßen, daß 
der Kulturaustausch West-Ost 
intensiviert Wird — allerdings 
nur dann, wenn es sich dabei 
um Persönlichkeiten handelt, die

Freunde in der SBZ, die un
sere Aufklärungsarbeit unter
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit
ten wir, den Fundert dieses 
Blattes an das Postschließfach 
Nr. 58 nach Berlin-Charletten- 
burg 9 mitzuteilen.

nicht 8.1s Propagandisten und 
politische Sendlinge des öst
lichen Regimes anzusehen sind, 
sondern wirklich nur um ernst
hafte Wissenschaftler und
Künstler.

Es hat sich ja  hinlänglich er
wiesen, daß Gespräche mit den 
Exponenten sowjetzonaler In 
stitutionen unfruchtbar sind,

weil verschiedene Sprachen ge
sprochen werden und weil des
halb jede Basis für fruchtbare 
Auseinandersetzungen fehlt. 
Aber. die reine Forschung und 
eine staatlich unreglementierte 
Kunst bilden die gegebene 
Grundlage, um wenigstens auf 
dem kulturellen Gebiet den Bo
den vorzubereiten für die W ie
dervereinigung.

Philharmoniker 
wählten Karajan

Die Berliner Philharmoniker 
wählten am Donnerstagabend 
einstimmig ihren Dirigenten 
Herbert von Karajan zum stän
digen Leiter des Orchesters.

Diese Wahl entspricht dem 
seit der Gründung des Orche
sters geübten Brauch, nach dem 
jeder neue Dirigent oder Mu
siker zur Bestätigung in seiner 
Stellung einer Mehrheit der 
Mitgliederstimmen des Orche
sters bedarf. M it der Leitung 
des Orchesters war Karajan vom 
Berliner Senat beauftragt wor
den.

Meisterwerke der Kamera
In  der Berliner Landesbild

stelle in der Levetzowstraße 
wurde die „photokina“  eröffnet. 
350 Meister - Fotografien in 
Schwarz-Weiß und Farben wer
den in zwei Stockwerken aus
gestellt.

V iele Liebhaber - Fotografen 
wird es bis zum 20. März zu 
dieser Fotoschau ziehen. Neid
los werden selbst erfahrene 
Amateure gestehen, daß sie

Preisausschreiben für Bühnenautoren

hier ausgezeichneten Arbeiten 
gegenüberstehen.

Die Laiidesbildstellen der 
deutschen Länder sind mit einer 
Auslese ihrer besten Aufnahmen 
vertreten. Im nächsten Jahr soll 
die „photokina“ , die ihren Sitz 
in Köln hat, durch eine Sonder- 
sehau der deutschen Gebiete 
östlich der Elbe bereichert wer
den.

Die Ausstellung ist bis zum 
20. März täglich von 10 bis 
20 Uhr bei freiem Eintritt ge
öffnet.

Ein Preisausschreiben in Höhe 
von 2000 Mark veranstaltet die 
Gesellschaft für Christlich-Jüdi
sche Zusammenarbeit in Berlin. 
Bas beste Drama soll ausge
zeichnet werden, das dem Ge
danken menschlicher Verständi
gung dient. Einsendeschluß:
31. 12. 1955.

Kundgebung liir die 
Kriegsgefangenen

In  der Frankfurter Pauls
kirche soll durch eine große 
Kundgebung für die F re ila s 

sung der Kriegsgefangenen an 
alle Gewahrsamsmächte appel
liert werden. Diesen Vorschlag 
machte der Präsident des Evan
gelischen Hilfswerks für Inter
nierte und Kriegsgefangene, 
Bischof Heckei.

Bundesverdienstkreuz
Frau Margarethe Hauptmann, 

die W itwe des Dichters, erhielt 
für ihre Verdienste um die E r
haltung und Pflege der Werke 
Gerhart Hauptmanns das Ver
dienstkreuz der Bundesrepublik.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be
sucher aus dem Ostsektor Ber
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l 
i e n d o r f p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugenäfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost
zone jeden Sonntag um 14 Uhr,

SSO, herhüren!
Der kleine TAG wird ver

sandt und verteilt olipe
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben» Übrigens
Wird er auch dort gern 
gelesen. *
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